
	
Stadt Frankfurt am Main
Der Magistrat
Kassen- und Steueramt
60275 Frankfurt am Main


Bescheid vom [….2014], zugegangen am [.2014];
Kassenzeichen []
	


Sehr geehrte Damen und Herren,
gegen den Bescheid vom [] zugegangen am [], Kassenzeichen [] lege ich form- und fristgerecht
Widerspruch
ein und beantrage:
1. Die Bescheide vom [] über [] €, vom [] über [] €, vom [] über [] €, vom [] über [] €, vom [] über [] €, vom [] über [] €, vom [] über [] € und vom [] über [] € aufzuheben und [] € nebst Zinsen gemäß § 49a VwVfG seit dem 19.12.2013 zu erstatten.

2. Die Kosten des Widerspruchsverfahrens trägt die Stadt Frankfurt.

Begründung:
I Widersprüche
Gegen sämtlich bisher ergangene Gebührenfestsetzungsbescheide wurde innerhalb der Monatsfrist unter Bezugnahme auf den ersten Widerspruch mit seiner Begründung vom [] widersprochen. Ob die Widerspruchsschreiben im Kassen- und Steueramt oder im Rechtsamt oder beim bearbeiteten Sachbearbeiter der Widerspruchsstelle eingegangen sind, kann von meiner Seite nicht nachvollzogen werden.
(Ziffer I nur wenn die Widersprüche lückenlos erfolgt sind)
II Wiederkehrender Verwaltungsakt
Bei den Bescheiden vom [.2001], [.2002], [.2003] und [.2004 sowie den Bescheiden vom [.2005], [.2006], [.2007], [.2008], [.2009], [.2010], [.2011], [.2012] und [.2013] handelt es sich um einen wiederkehrenden Verwaltungsakt. Die Verwaltungsakte vom [.2002], [.2003] und [.2004] sowie vom [.2005], [.2006], [.2007], [.2008], [.2009], [.2010], [.2011], [.2012] und [.2013] basieren auf den im Verwaltungsakt vom [.2001] bzw. dem [.2005] enthaltenen Berechnungsmaßstab und stellen in Analogie zu § 43 VwVfG einen gemeinsamen Rechtsakt dar. Insoweit sind sie nach der ergangenen Entscheidung des VGH vom 19.12.2013 AZ 5 A 1343/11 sämtlich aufzuheben.


Hilfsweise wird beantragt:
Die im Widerspruchsantrag enthaltene Bescheide gemäß § 49 VwVfG aufzuheben.

III Behinderung des Rechtsschutzes
Mit meinem erstmaligen Widerspruch vom [.2001] war die Erwartung verbunden, in zeitlichem Zusammenhang zu einer Widerspruchsentscheidung zu kommen. Über die Wiedersprüche wurde kein Widerspruchsbescheid erlassen und ich damit daran gehindert, mir im Verwaltungsgerichtsverfahren rechtliches Gehör zu verschaffen. Auch wenn mit diesem Verhalten der Stadt Frankfurt der Tatbestand der Rechtsbeugung nicht erfüllt ist, muss ich jetzt erwarten können, dass die zuständigen Behörden eine sachgerechte Entscheidung nachreichen.

IV Widerspruchsgründe
[bookmark: _GoBack]Den vorgetragenen Widerspruchsgründen vom [.09.2001] und [.12.20005] wird mit der teilweisen Rückerstattung der Straßenreinigungsgebühr nicht abgeholfen. Das Grundstück in der Gemarkung 43, Flur 9, Flurstück 422 wurde 1997 einmalig städtisch erschlossen, mit einer Privatstraße von 800 Metern versehen und in 95 Plus 5 Grundstücke parzelliert. Die Straßenreinigungskosten der von mir als Eigentümer zu reinigenden und dem öffentlichen Verkehr zugänglichen Straße „Blauwiesenweg“ einschließlich die Kosten des Winterdienstes der FFR. wurden bei der Festsetzung der Straßenreinigungsgebühr weder teilweise noch vollständig berücksichtigt. Wegen dieser grob fehlerhaften Festsetzung fand bereits am 27.02.2003 im Rechtsamt unter Beteiligung von Vertretern des Kassen und Steueramtes, Rechtsamtes, Umweltamtes und CDU Fraktionsspitze ein Gespräch mit dem Ergebnis der Zusage einer Überprüfung statt, allerdings ohne Auswirkung auf die Folgebescheide. Damit wird deutlich, dass sich meine Widersprüche nicht gegen eine prinzipielle Heranziehung zur Straßenreinigungsgebühr richten, sondern gegen deren Angemessenheit und Berechnung.
Ich erwarte die Aufhebung der im Antrag enthaltenen Bescheide und die Rückerstattung der Straßenreinigungsgebühr auch um ein Anfechtungsverfahren zu vermeiden.

Mit freundlichen Grüßen
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